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Das Geheimnis
Sarkozy senior, der Schwiegervater 
der französischen Präsidentengat-
tin, hat gesagt, er freue sich auf sein 
Enkelkind. Warum will Carla Bru-
ni ihre Schwangerschaft nicht offi-
ziell bestätigen? Vielleicht möchte 
sie, dass Frankreich und die Welt 
möglichst lange um das köstliche 
Geheimnis rätseln. Weil das, worü-
ber die Welt rätselt – Frankreichs 
Herren und ihre notzüchtigenden 
Lüste –, weder ein Geheimnis ist 
noch köstlich.  GRN.

ZEIT ONLINE
Mama hat einen Lover. Doch 
als der verschwinden will, 
tritt die Tochter auf den Plan

PROMINENT IGNORIERT

Ein Kurzfilm unter:
 www.zeit.de/video/aufreisser
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Endlich lernen,
was Sie schon immer

lernen wollten.
www.zeit.de/akademie

A
ls begnadete Machtpolitikerin hat 
Angela Merkel ihren Eintrag im 
Geschichtsbuch schon sicher. Sie 
ist die erste deutsche Kanzlerin, 
die mit zwei unterschiedlichen Koa-
li tio nen regiert hat, und man traut 

ihr ohne Weiteres auch noch die dritte zu, mit 
den Grünen – »Hirngespinst« hin oder her.

Nur ihrer Partei ergeht es immer schlechter. 
Innerhalb eines Jahres hat die CDU nicht nur 
die Macht in NRW, sondern auch in Baden-
Württemberg, ihrer Herzkammer, verloren. In 
Bremen ist sie hinter die Grünen zurückgefallen, 
ein Einbruch, der sich im Herbst in Berlin leicht 
wiederholen könnte. Doch schlimmer als die ak-
tuelle Misere ist die Desorientierung der Partei. 
Die CDU weiß nicht mehr recht, wofür sie Poli-
tik betreibt, und die Kanzlerin ist ihr dabei keine 
Hilfe. Im Gegenteil. Sie findet zwar in jeder noch 
so komplizierten Situation den machtpolitisch 
passenden Ausweg. Nur sind im Laufe ihrer Jah-
re an der Spitze nicht nur alle ihre Konkurrenten, 
sondern auch alle ihre erkennbaren Überzeugun-
gen auf der Strecke geblieben.

Nie zuvor wurde das so deutlich wie in diesen 
Tagen, in denen Angela Merkel gezwungen ist, 
die Energiepolitik zu konterkarieren, die sie noch 
vor Kurzem innerhalb und außerhalb ihrer Partei 
als die einzig verantwortbare beworben und 
durchgesetzt hat. Sicher, die Revision unhaltbar 
gewordener Überzeugungen gehört zum politi-
schen Geschäft. Doch bei Angela Merkel ist das 
mittlerweile zur Regel geworden. 

Sie ist als Kanzlerin angetreten, um das Land 
einer drastischen Reformkur zu unterziehen. 
Ein erschütternd schlechtes Wahlergebnis und 
die Koalition mit der SPD belehrten sie schnell 
eines Besseren. Eine Begründung für das Ende 
des zuvor so emphatisch propagierten Kurses 
blieb aus.

Eine ähnliche Kehrtwende hat Angela Merkel 
auch in der Außenpolitik vollzogen. Als Opposi-
tionspolitikerin während der Irakkriegs-Debatte 
präsentierte sie sich als innige Verbündete George 
W. Bushs, schwärzte den deutschen Kanzler in 
Washington an und stellte die Einheit des Wes-
tens als eherne Maxime ins christdemokratische 
Schaufenster. Heute, acht Jahre später und selbst 
in der Verantwortung, ist für die Kanzlerin das 
Einheitsgebot westlichen Handelns nicht mehr 
entscheidend, wie der Fall Libyen eindrucksvoll 
gezeigt hat. Deutsche Soldaten für die Durchset-
zung der Menschenrechte einzusetzen gilt der 
christlich-liberalen Kanzlerin inzwischen als 
hochgradig riskant – vor allem gegenüber der ei-
genen Bevölkerung. Aus machtpolitischer Vor-
sicht gefährdet Merkel die politische Glaubwür-
digkeit ihrer Regierung.

Noch auf jedem CDU-Parteitag wird das 
Hohelied auf die prägende Bedeutung der  Union 
für die Geschichte der Bundesrepublik ange-
stimmt – von Wiederbewaffnung und Westbin-
dung bis zu Einheit und Euro. Ihr Adelsprädikat 

erhielten diese Schlüsselentscheidungen nicht 
nur, weil sie sich im Nachhinein als richtig er-
wiesen, sondern weil es enormer Autorität und 
Risikobereitschaft bedurfte, sie durchzusetzen. 

Während Angela Merkel diese Erfolgs-
geschichte immer wieder in Erinnerung ruft, hat 
sie selbst mit dieser Tradition überzeugungsstar-
ken Regierens gebrochen. Ihr eigener macht-
politischer Erfolg beruht auf inhaltlicher Flexibi-
lität. Das jedoch gefährdet auf Dauer selbst den 
Machterhalt. 

Denn in der Demokratie, noch dazu in un-
übersichtlichen Zeiten, wollen die Bürger erken-
nen können, wohin die politische Führung das 
Land steuert. Sie brauchen einen Begriff des Po-
litischen, um sich für Politik überhaupt noch 
interessieren zu können. Und wahrscheinlich ist 
der erkennbare, mit Argumenten untermauerte 
Führungsanspruch bedeutsamer als der Erfolg 
auf einzelnen Feldern.

Bei Angela Merkel jedoch sticht vor allem die 
Kontinuität der Macht ins Auge, während die 
jeweiligen politischen Prioritäten nach einem 
Modus wechseln, der für das Publikum unver-
standen bleibt. Ihre Art der politischen Führung 
trägt zum Politikverdruss bei. Sie verwirrt, statt 
Orientierung zu geben. Und sie nährt den Ver-
dacht, im Bedarfsfall opportunistisch zu ent-
scheiden. Das immunisiert die Öffentlichkeit 
inzwischen sogar gegen echte Erfolgsmeldungen. 
Dass Angela Merkels experimenteller Pragmatis-
mus dazu beigetragen hat, die Finanzkrise er-
folgreich zu überwinden, wird der Kanzlerin 
nicht wirklich angerechnet. Denn ohne erkenn-
bare und verlässliche Überzeugungen kann sie 
nicht überzeugen. Und ohne zu überzeugen, ist 
es in der Demokratie auf Dauer schwierig, die 
Macht zu behaupten. Das ist der Punkt, an dem 
eine auf Machterhalt orientierte Politik sich 
selbst torpediert.

Aus der Krise ihres Politikmodells 
wächst der Kanzlerin Freiheit zu 

Es wäre der passende Moment zum Umsteuern. 
Denn aus der Krise ihres Politikmodells wächst 
Merkel ja auch neue Freiheit zu. Wo der macht-
politische Erfolg ohnehin nicht mehr zu berech-
nen ist, könnte sich die Kanzlerin dazu entschlie-
ßen, künftig ohne Rücksicht auf Stimmungen 
zu handeln: bei der Euro-Rettung, der interna-
tionalen Verantwortung oder bei der Umsetzung 
der neuen Energiepolitik. 

Ihr Vorgänger Gerhard Schröder, nicht gera-
de ein Ausbund an überzeugungsgesteuerter Po-
litik, hat sich seinen Platz in den Geschichts-
büchern mit seinen späten Reformen erkämpft. 
Für das Richtige – oder das, was ein Kanzler für 
das Richtige hält – abgewählt zu werden ist nicht 
die schlechteste Alternative. Dranbleiben ohne 
erkennbaren Sinn und Zweck ist schlimmer. 

Der Kursverlust
Die Union weiß nicht mehr, wofür und für wen sie Politik betreibt. 
Angela Merkel ist ihr keine Hilfe VON MATTHIAS GEIS
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AUSGABE:

E
ine Woche alt ist sie schon, Obamas 
große Rede zum Arabischen Früh-
ling. Dennoch lohnt das genaue 
Studium. Einmal, weil die Schnell-
schüsse der Deuter – hier wie in 
Nahost und Amerika – daneben-

trafen. Zum Zweiten, weil die Rede gerade wegen 
ihrer Widersprüchlichkeit – freundlicher: Aus-
gewogenheit – ein weisheitsförderndes Licht auf 
den Balkan des 21. Jahrhunderts wirft. Dort 
greifen schlichte, eindeutige Antworten nicht.

Das Kommentariat hat sich vorweg auf den 
Halbsatz gestürzt, wonach die Grenze zwischen 
Israel und Palästina auf den »Linien von 1967« 
basieren solle. Das war in der Tat ein Bruch; 
selbst das Urdokument von 1967, die UN-Reso-
lution 242, hatte den Rückzug, aber nicht unbe-
dingt aus allen Gebieten gefordert. »Verrat!«, 
schallte es zurück, Israels Premier Netanjahu hat 
es am Dienstag in Washington bloß höflicher 
formuliert. Warum dann die arabische Kritik? 
»Er würde einen guten Hollywood-Schauspieler 
abgeben«, höhnte ein saudischer Interpret; »er 
hat nichts gesagt, was Gewicht hätte«, erboste 
sich der Historiker al-Fassi. Hat er doch.

Denn auf den Halbsatz folgte der »einver-
nehmliche Gebietstausch«, damit beide Staaten 
in »sicheren Grenzen« leben können. Das Prinzip 
gilt seit 2000 – im Osten nichts Neues. Weiter: 
Amerika könne »Frieden nicht aufzwingen«. 
Kaltes Wasser auch auf die Versöhnung von Fa-
tah und Hamas: Wie könne Israel mit jemandem 
verhandeln, »der dessen Existenzrecht nicht an-
erkennt«? Schließlich der unbeachtete Fingerzeig 
nach vorn: »Der Versuch der Palästinenser, Israel 
zu entrechten, wird scheitern«, Isolierung in den 
UN »keinen unabhängigen Staat erwirken«.

Die Palästinenser mögen sich also von dem 
Traum verabschieden, im September in der UN-
Generalversammlung den Staat geschenkt zu 
kriegen – an Jerusalem und Washington vorbei. 
Und von einem zweiten Traum: Palästina werde 
zwar »souverän«, aber »entmilitarisiert« sein. 
Und von einem dritten, dem Rückkehrrecht: Is-
rael sei ein »jüdischer Staat und die Heimat des 
jüdischen Volkes«. Fazit: Obama und Netanjahu 
sind sich spinnefeind, aber der friedensbewegte 
Kolumnist Gideon Levy hat recht: Amerika stehe 
»fest an der Seite Israels«.

So viel zu einer Ecke jener Bühne, die von 
Rabat bis Riad reicht. Jeder weiß, wie der letzte 
Akt enden müsste: zwei Staaten, Gebietstausch, 
Aufgabe der Siedlungen im Inneren des West-
jordanlandes, Doppel-Hauptstadt Jerusalem, 
kein Rückkehrrecht, kurzum: weder Groß-Israel 
noch Groß-Palästina. Aber ein Schwärmer, wer 
wähnt, dass beide Seiten sich ihrer Träume und 
Albträume so bald entledigen könnten.

Auf dem weitaus breiteren Teil der Bühne 
läuft längst ein anderes Drama namens Ara-
bischer Frühling ab. Das ist die größte welthis-
torische Überraschung seit dem Mauerfall. War 
nicht Despotismus das ewige Schicksal Arabiens? 

Die Nato bombardiert Libyen, aber nicht Syrien; 
Obama ermahnt das kleine Bahrain, aber er-
wähnt die Klerikal-Monarchie Saudi-Arabien 
mit keinem Wort – kein Wunder. Denn die Sau-
dis sind das Bollwerk gegen Iran und sitzen 
obendrein auf dem größten Ölfass der Welt. 

Der wohlmeinende Mensch glaubt, genau zu 
wissen, wie das Dilemma zu knacken sei: volle 
Kraft voraus für die Demokratie – auch unter 
Beimischung von Blei, selbst wenn er dabei in 
die peinliche Nähe von Bush gerät. Und wo will 
Amerika hin? Obama legt ein Zickzackpro-
gramm vor, das – gewiss doch – rasch in all seine 
Widersprüche zerlegt werden kann.

Einerseits der pure Idealismus: »Nachdem wir 
jahrzehntelang die Welt akzeptiert haben, wie sie 
ist, haben wir jetzt die Chance, sie so zu formen, 
wie sie sein sollte.« Amerika werde überall in der 
Region die Demokratie, die »universellen Men-
schenrechte« befördern. »Die Würde des Stra-
ßenverkäufers in Tunesien« zähle mehr als die 
»brutale Macht des Diktators«.

Anderseits der machtbewusste Realismus, der 
so gar nicht in das Bild seiner europäischen Fans 
passt. Das ist der Obama, der seit Libyen in drei 
Kriegen steht, der kaltblütig bin Laden töten 
ließ, der zehnmal mehr Drohnen ausgesandt hat 
als Bush. Und wieder eine Volte: »Demütig« 
müsse Amerika sein; es könne nicht »jedes Un-
recht« beseitigen; zu »kostspielig« sei der gewalt-
same Regimewechsel. Intervention? Nur mit in-
ternationalem Mandat wie in Libyen.

Wer wollte sich gegen solchen »Real-Idealis-
mus« auflehnen? Westerwelle vielleicht, der 
glaubt, Mord und Totschlag ließen sich allein 
auf politischem Wege beseitigen. Oder Sarkozy, 
der erst schießt und dann Fragen stellt. So oder 
so lassen sich keine Schneisen durch die reale 
Politik schlagen. Jedenfalls würden bedachte 
Europäer nicht anders reden als Obama – mit 
allen Volten und Widersprüchen.

Die werden auch uns Europäer durch den 
langen, stürmischen Arabischen Frühling beglei-
ten. Wir werden vorsichtig sein, wo die Kosten 
zu hoch sind (Syrien, Iran) und die strategischen 
Interessen zu mächtig (Saudi-Arabien). Wir wer-
den nur eingreifen, wo das Massaker bevorsteht 
und die Risiken kalkulierbar sind (Libyen). Aber 
wir werden, und das ist der moralische Fort-
schritt, den Demokraten beistehen und die Des-
poten nicht mehr umarmen. Denn die stehen 
auf der falschen Seite der Geschichte. 

Weises Haus
Leitfaden für die gefährlichste Region der Welt: Obamas mutige 
Rede zu Palästina und zum Arabischen Frühling VON JOSEF JOFFE

 www.zeit.de/audio

Die nächste Ausgabe
der ZEIT erscheint wegen des 
Feiertags Christi Himmelfahrt schon am
MITTWOCH, DEM 1. JUNI 2011

Ist die Kirche 
noch zu retten?

Wie das Christentum in 
der modernen Gesellschaft 

ums Überleben kämpft. 
Dazu: Ein Gespräch mit Hans Küng

GLAUBEN & ZWEIFELN  SEITE 62–64
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ZEIT: Herr Küng, warum sind Sie immer noch 
Mitglied Ihrer Kirche?
Hans Küng: Weil ich in der katholischen Kirche 
tief verwurzelt bin. Ich bin Mitglied nicht wegen 
der Römischen Kurie, sondern trotz der Kurie. Für 
mich ist die Kirche eine 2000 Jahre alte weltweite 
Glaubensgemeinschaft, deren Geschichte ich mein 
Leben lang erforschen und deren Mitglieder ich 
auf vielen Reisen kennenlernen durfte. Gerade 
jetzt in der Kirchenkrise bekomme ich aus aller 
Welt anrührende Briefe von Katholiken. Die ei-
nen, verzweifelt, sagen: Ich kann bei dieser Kirche 
nicht mehr mitmachen. Die anderen wollen blei-
ben, um etwas zu verändern, sie sagen: Solange Sie 
da sind, bleibe ich auch da. Ich würde viele Men-
schen zutiefst enttäuschen, wenn ich austräte.
ZEIT: Warum sind Sie nie zum Protestantismus 
konvertiert?
Küng: Ich teile viele Anliegen der evangelischen 
Kirche, aber fühle mich dort nicht zu Hause. Vor 
allem hätte ich mich selbst entwaffnet. Da hätten 
meine Gegner gesagt: Den können wir abschrei-
ben, der gehört nicht mehr zu uns. Und ich hätte 
mir eine Menge neuer Probleme mit den Protes-
tanten aufgeladen. 
ZEIT: Wo gehen Sie zur Kirche?
Küng: Die Liturgie feiere ich gerne mit meiner 
Schweizer Heimatgemeinde in Sursee. Ich habe dort 
keine amtliche Verantwortung, aber schon wegen 
des Priestermangels fühle ich mich verpflichtet, der 
Eucharistiefeier vorzustehen. Über Jahrhunderte 
hatte Sursee immer vier ordinierte Geistliche – jetzt 
nur noch zwei Pensionäre. Zwar gibt es als Gemein-
deleiter den »Ersatzpfarrer« Markus Heil, der die 
Menschen begeistert, aber er darf nur Diakon sein. 
Und warum? Weil er verheiratet ist! Der Priesternot-
stand erzeugt Frust gerade bei aktiven Gemeinde-
mitgliedern. Der zölibatäre Klerus ist zum Ausster-
ben verurteilt. Aber das scheint den Vatikan nicht 
zu kümmern. Durch seine Restaurationspolitik 
trocknet er weiter unsere Gemeinden aus.
ZEIT: Zornige Katholiken an der Kirchenbasis 
rufen jetzt: Jesus hat das Evangelium gepredigt 
und nicht die Kirche! Würden Sie diesen Satz un-
terschreiben?
Küng: Der Satz ist im Prinzip richtig, denn Jesus 
hat keine Kirche im institutionellen Sinn gegrün-
det, sondern eine Jesus-Bewegung ausgelöst, die 
nach seinem Tod weiterging. Jesus benutzte das 
Wort Kirche kaum. Er verkündete 
das Reich Gottes: »Vater unser, 
Dein Reich komme.« 
ZEIT: Sie könnten auch gelassen 
sein und sagen: Das Reich Gottes 
kann durch keine Kirche ruiniert 
werden. In der Geschichte gab es 
immer wieder Punkte, wo Kirche 
sich verhärtete.
Küng: Ja, Richtungskämpfe gab es 
immer. Das beginnt schon mit 
dem Streit zwischen den beiden 
Hauptaposteln Petrus und Paulus, 
die das Evangelium in einer hellenistisch geprägten 
Welt verkünden mussten. Ein zweiter Paradigmen-
wechsel war fällig mit der Völkerwanderung, als das 
Evangelium zu den Germanen kam. Dann trat 
Martin Luther auf und forderte von einer dekaden-
ten Kirche die Rückkehr zum Evangelium. Wegen 
des Widerstandes der Römischen Kurie kam es zur 
Kirchenspaltung. Die Tragik der katholischen Kir-
che besteht darin, dass sie bis heute eine mittel-
alterliche Struktur bewahrt hat. 
ZEIT: Anfang der 1960er Jahre wollte sie sich aber 
modernisieren, und Sie waren dabei. Auf dem 
Zweiten Vatikanischen Konzil in Rom hießen die 
jüngsten Teilnehmer Joseph Ratzinger und Hans 
Küng. Man nannte Sie beide auch die »Teenager-
Theologen«. Sie selbst setzten sich für die Aufwer-
tung der Bibel und der Ortskirche sowie für eine 
charismatische Amtsstruktur ein. Hat das berühm-
te Konzil denn nichts bewirkt?
Küng: Aber ja doch. Das Vatikanum wollte zwei 
verpasste Paradigmenwechsel nachholen: Refor-
mation und Aufklärung. Leider gelang das nur zur 
Hälfte. Wir haben seither aktivere Laien, beson-
ders Frauen, und dürfen die Eucharistie in der 
Muttersprache feiern. Wir haben eine epochal 
neue Einstellung zum Judentum und zur moder-
nen Welt, die vorher verteufelt wurde. Heute 
spricht man in Rom positiv von Demokratie und 
Religionsfreiheit. Doch wichtige Reformen sind 
auch unterblieben, das hat mich schon damals auf-
geregt: die Haltung zu Empfängnisverhütung und 
Ehescheidung, zur Abendmahlsfeier mit den Pro-
testanten und zur Reform des Papsttums. Über ei-
niges durfte damals überhaupt nicht geredet wer-
den, zum Beispiel über den Zölibat. 
ZEIT: Der reformerisch gestimmte Papst Paul VI. 
ermahnte Sie damals schon, in der Öffentlichkeit 
etwas zurückhaltender aufzutreten. Im Grunde 
war er Ihnen aber wohlgesinnt.  
Küng: Ja, er hat auch über mich die Hand gehalten. 
Solange er lebte, ist mir nichts passiert. Aber als der 
polnische Papst kam, wurde es ungemütlich.
ZEIT: Bis dahin hatte die Glaubenskongregation 
Sie wegen angeblicher »Loslösung von der Glau-
bensüberlieferung der Kirche« nur gerügt. 1978 
dann wurde Karol Wojtyła Papst, und schon 
1979 entzog Rom Ihnen die kirchliche Lehr-
erlaubnis Missio canonica – vor allem wegen Ih-
res Zweifels an der Unfehlbarkeit des Papstes. 
Warum stehen Sie heute nicht auf der Seite Ihres 
einstigen Verbündeten Ratzinger?
Küng: Weil unter Papst Johannes Paul II. und sei-
nem engsten Mitarbeiter Joseph Ratzinger eine Pe-
rio de der Restauration anbrach, die uns immer 
tiefer in die Krise führt. Nach dem zweiten Vatika-
num prägte der große Konzilstheologe Karl Rah-
ner das Wort von der »winterlichen Kirche« und 
kritisierte die feudalistische, paternalistische Men-
talität der Bischöfe. Heute klingt »winterlich« noch 
zu hoffnungsvoll, weil nach dem Winter der Früh-
ling kommen müsste. Deshalb diagnostiziere ich 
in meinem neuen Buch eine kranke Kirche und 
meine damit krankhafte Strukturen: römisches 

Macht- und Wahrheitsmonopol, Juridismus und 
Klerikalismus, Frauenfeindlichkeit und Reform-
verweigerung.
ZEIT: Konservative Katholiken fürchten, wenn sie 
alte Regeln und tradierte Formen preisgäben, brä-
che die Kirche auseinander.
Küng: Diese Sorge ist verständlich, aber unbegrün-
det. Eine lebendige Tradition lebt von Verände-
rung. Auch ich schätze Traditionen, bin aber kein 
Traditionalist, weil das Alte kein Wert an sich ist. 
Hinter imposanten Liturgien für die Massen ver-
birgt sich allzu oft ein verflachtes Traditionschris-
tentum. Hinter der »heiligen römischen Kirche« 
steht ein höchst weltlich operierender Finanz- und 
Machtapparat. Und im dogmatischen Lehrgebäu-
de steckt viel unbiblische Schultheologie, die die 
Menschen heute nicht mehr erreicht. 
ZEIT: Was finden Sie erhaltenswert an Kirche? 
Küng: Das Bleibende ist natürlich die Wahrheit. 
Um nichts Geringeres geht es. Aber Tradition ist 
kein Wahrheitskriterium, und Christentum er-
weist sich nicht an äußeren Formen. Christentum 
ist gelebte Gemeinschaft des Glaubens, des Hof-
fens und der Liebe in Christi Nachfolge.
ZEIT: Warum pochen die Neo-Klerikalen aber so 
auf ihre »Wahrheit«? Wovor haben sie Angst? 
Küng: Vor der Freiheit, ohne die die Wahrheit 
nicht bestehen kann! Die Zeiten eines kirchlichen 
Monopols auf Wahrheit sind vorbei. Es ist ein 
tragischer Irrtum, zu meinen, man könne Glau-
benswahrheiten mit Macht durchsetzen. Man 
muss dafür werben, die Menschen gewinnen. Seit 
moderne Wissenschaft, Technologie und Kultur 
in die Krise geraten sind, stehen wir im Übergang 
zur Nachmoderne. Ideen wie Fortschritt, Ver-
nunft und Nation haben ihren Glanz verloren. 
Die Menschen sind nicht nur fortschrittskritisch 
geworden, sondern auch ideologiekritisch. Sie 
verstehen sich auch in Sachen Religion als mündi-
ge Bürger. 
ZEIT: Warum reagiert die Kirche darauf nicht?
Küng: Weil sie unter dem absolutistischen rö-
mischen System leidet. Sexueller Missbrauch und 
seine systematische Vertuschung sind nicht Ursache 
der Krise, sondern ihre Konsequenz. Papst Bene-
dikt meint noch im 21. Jahrhundert, er könne al-
lein darüber entscheiden, ob man die Pille nehmen 
darf, ob Kondome gestattet sind, ob Priester hei-
raten dürfen ... Selbst Louis XIV. war als König 

nicht so selbstherrlich.
ZEIT: Können Sie sich einen 
katholischen Glauben ohne 
Kirche vorstellen? 
Küng: Im Einzelfall schon. 
Doch gegen eine vernünftige 
Institutionalisierung habe ich 
nichts einzuwenden. Nur wenn 
ein System des Dienstes in ein 
System der Macht umschlägt, 
wenn die Personen, die Dienst-
Leister sein sollten, zu Macht-
habern werden, dann kann 

man sich nicht mehr auf Jesus von Nazareth beru-
fen. Denn der sagt: Wer von euch der Höchste sein 
will, sei der Diener aller. Das Wort von der Dia-
konia, Dienst, ist in den Evangelien in sechs ver-
schiedenen Fassungen überliefert. Das Wort Hie-
rarchie dagegen, also heilige Herrschaft, wurde erst 
Jahrhunderte später eingeführt und ist das Gegen-
teil von Diakonia. Der mittelalterliche Papalismus 
ist pure Ideologie. 
ZEIT: Wenn der Papst hier wäre, würde er sagen, 
lieber Herr Küng, wir haben zwar damals gemein-
sam für eine Öffnung der Kirche zur Welt ge-
kämpft, aber es hat die Kirche geschwächt. Und 
die Kirchenfeindlichkeit ist so stark wie eh und je. 
Küng: Da würde ich entgegnen, Heiliger Vater, 
lieber Herr Ratzinger, in allem Respekt, da stellen 
Sie die Dinge auf den Kopf! Unter dem Konzils-
papst Johannes XXIII., in den frühen sechziger 
Jahren, war die Kirchenfreundlichkeit der Gesell-
schaft größer denn je.
ZEIT: Viele Katholiken haben geheult wie ein 
Kind, als dieser Papst starb.
Küng: Damals war es eine Freude, katholisch zu 
sein. Ich hielt meine Antrittsvorlesung 1960 im 
vollen Tübinger Uni-Festsaal. Wir hatten die Welt 
für uns. Der Einbruch unserer Glaubwürdigkeit 
setzte ein mit der unseligen »Pillen-Enzyklika« von 
1968, wurde aber lange überdeckt durch die von 
den Medien hochgejubelten Manifestationen einer 
triumphalistischen Papstkirche. Aber jetzt bekom-
men wir die Quittung. Nur noch 54 Prozent der 
deutschen Katholiken fühlen sich ihrer Kirche ver-
bunden, zwei Drittel davon in kritischer Weise. 
Vergangenes Jahr dürften in der Bundesrepublik 
250 000 Katholiken aus der Kirche ausgetreten 
sein, doppelt so viele wie im Vorjahr.  
ZEIT: Kann man nicht trotzdem sagen, dass die 
Öffnung zur Welt die Kirche selbst mit Verwelt-
lichung bedroht? Das ist doch ein Argument, das 
man ernst nehmen muss. 
Küng: Man darf natürlich nicht das Evangelium 
durch Sozialpädagogik und Parteipolitik ersetzen. 
Ich war immer dagegen, dass Kirchen nur die Re-
formforderungen der Welt nachplappern. Kirche 
hat die prophetische Funktion, sich für Gerechtig-
keit, Wahrhaftigkeit und Menschlichkeit einzuset-
zen. Und sie hat eine spirituelle Funktion, den 
Menschen Erfahrungen zu ermöglichen, die weit 
über das Innerweltliche hinausgreifen.
ZEIT: Wären Sie selbst gern Papst geworden?
Küng: Diese Frage hat sich mir nie gestellt. Papst 
Paul VI. hatte mich zum Dienst an der römischen 
Kirche eingeladen. Ich hätte auch mitgemacht, 
aber nur als Reformer und nicht, um das System 
zu stabilisieren. 
ZEIT: Hat katholische Kirche aufgrund ihres ge-
schlossenen Welterklärungsmodells nicht doch 
eine verhängnisvolle Tendenz zum Totalitären?
Küng: Nein, die katholische Kirche ist ihrem We-
sen nach nicht totalitär. Wohl aber ist das römische 
Lehr- und Machtsystem autoritär – mit totalitären 
Zügen. Denn es verlangt Totalidentifikation mit 
dem Papst.

ZEIT: Man könnte sagen, die moderne Welt ist 
dem Teufel verfallen und unrettbar verloren, Kir-
che aber ist der letzte Fels in der Brandung.
Küng: Ach was, die moderne Welt hat viele Seiten, 
und der römische Fels ist ja selbst löchrig. Denken 
Sie nur an die Günstlingswirtschaft der Kurie, die 
Hofintrigen, die Skandale der Vatikanbank, die 
anhaltende Inquisition und schließlich an die Ver-
tuschung des Sexualmissbrauchs.
ZEIT: Der Papst würde sagen, der liberale Geist 
der 68er hat sogar unsere Priester infiziert. Des-
halb wurden wir sündig.
Küng: Er hat offenbar den 68er-Schock der Tü-
binger Studentenrevolte nicht überwunden. Der 
Missbrauch durch Kleriker hat weder etwas mit 
Liberalität zu tun noch mit den 68ern. Da geht es 
um schlimme Auswüchse verdrängter Sexualität 
und um ein System, das solche Entwicklungen erst 
provoziert und schließlich systematisch vertuscht.
ZEIT: Inzwischen reden Kirchenobere von Dialog. 
Wie finden Sie das?
Küng: Echter Dialog wäre ja gut. Jetzt plant man 
aber einen vierjährigen Dialogprozess mit Auftakt 
in Mannheim am 8. und 9. Juli, der ein Déjà-vu ist: 
Exakt vor 40 Jahren luden Bischöfe zu einer vierjäh-
rigen Synode ein. Doch die deutschen Katholiken 
wurden um das Ergebnis betrogen. Alle Reform-
forderungen wurden schubladisiert. Will man uns 
nach 40 Jahren noch mal dasselbe auftischen? 
ZEIT: Die Reformen stehen ja immer noch aus.
Küng: Ja, aber deshalb muss man doch nicht noch 
mal vier Jahre lang diskutieren.
ZEIT: Wer kann Reformen denn durchsetzen?
Küng: Alle Reformbereiten gemeinsam: Kirchen-
volksbewegung, Initiative Kirche von unten, Le-
serinitiative Publik-Forum, Katholische Arbeit-
nehmerbewegung ... aber auch erneuerungswillige 
Pfarrer, Theologen und Politiker. Sie sollten zu ei-
ner Aktionsgemeinschaft werden.
ZEIT: Und was steht im Aktionsprogramm?
Küng: Zunächst vier besonders dringende Punkte. 
Erstens: Zölibat freiwillig. Zweitens: Frauen in die 
Ämter. Drittens: Abendmahlsgemeinschaft mit 
den Protestanten. Viertens: Wiederverheiratete 
Geschiedene zur Eucharistie zulassen. 
ZEIT: Das sind aber keine zentralen Fragen des 
christlichen Glaubens. 
Küng: In der Tat, aber es sind zentrale Hindernisse 
auf dem Weg zu Gott, den die Kirche versperrt. 
Deshalb soll man nicht von Gotteskrise reden, 
sondern von Kirchenkrise.
ZEIT: Und wie setzt man das Programm durch? 
Küng: Indem man den Mund aufmacht und sämt-
liche Medien nutzt, das Internet inklusive. Bei-
spiele: Bedeutende CDU-Politiker forderten öf-
fentlich die Abschaffung des Pflichtzölibats. Über 
300 Theologen unterschrieben ein Reformmemo-
randum. Die Bischöfe müssen merken, dass es so 
nicht weitergeht. Vielleicht finden sich dann unter 
ihnen auch ein paar Mutige. Eben hat der Vatikan 
ein skandalöses Dekret zur Wiederaufwertung der 
lateinischen Messe veröffentlicht, und eine Kurial-
kommission hat sich Weisungsbefugnis gegenüber 
den Bischöfen angemaßt. Die Bischöfe müssen 
endlich die Anliegen des Volkes gegenüber der rö-
mischen Kurie vertreten und nicht umgekehrt.
ZEIT: Ist das jetzt Revolution oder Reformation?
Küng: Ich lege auf solche Etiketten keinen Wert. Es 
muss jedenfalls eine grundlegende Kirchenreform 
sein. Ich will dabei nicht vom Professor zum Agita-
tor werden. Aber ich habe Verantwortung als Lehrer 
meiner Kirche, die Probleme zu benennen und über 
ihre Ursachen aufzuklären. Ich will nicht lamentie-
ren, sondern argumentieren. 
ZEIT: Haben Sie Verständnis für die Angst vieler 
Universitätstheologen, laut Kritik zu üben, damit 
sie nicht wie Sie ihre Lehrbefugnis verlieren? 
Küng: Ich nehme die Angst ernst, weil ich sie kenne. 
Aber im Memorandum haben sich viele Theologen 
ermannt oder »erfraut« – denn es waren hauptsäch-
lich Frauen, die das initiierten – und haben gezeigt, 
man kann gemeinsam und deutlich sprechen. 
ZEIT: Das Memorandum war aber extrem sanft 
formuliert, mit viel frommem Beiwerk.
Küng: Manche hätten sich wohl gewünscht, dass 
diese Theologen noch mehr Zivilcourage zeigen, zu-
mal deutsche Lehrstuhlinhaber rechtlich besser ab-
gesichert sind als andere. Das gilt erst recht für Bi-
schöfe. In Rom wird man sich hüten, einen Bischof, 
zumal einen deutschen, ernsthaft anzugreifen.  
ZEIT: Muss man, um die Kirche zu retten, an Gott 
glauben? 
Küng: Wer sich vor Reformen fürchtet, hat im 
Grunde zu wenig Gottvertrauen. Wer Gottver-
trauen hat, kann sich auch auf die hohe See hi-
nauswagen. Er weiß, dass ihn die Stürme nicht 
vernichten. Es ist wie in der Legende von Petrus, 
der über das Wasser geht. Er kann auf dem Wasser 
gehen, solange er auf den entgegenkommenden 
Herrn schaut und nicht auf den Sturm. Sobald er 
auf die Wogen starrt, geht er unter. 
ZEIT: Haben Sie sich nie vorm Sturm gefürchtet?
Küng: Doch. Aber ich bin dankbar, dass mein 
Glaube in allen Stürmen unerschüttert geblieben 
ist: nicht der Glaube an die Institution Kirche, 
aber der vertrauende Glaube an Jesus Christus, 
seine Person und seine Sache, der die Kirche zu 
dienen hat. Hoffentlich bleibt er mir erhalten. 
ZEIT: Was sagen Sie denen, die nicht glauben? 
Küng: Warum sollte es nicht eine unendliche 
Wirklichkeit geben, von der her sich alle endlichen 
Dinge erklären, sogar der Evolutionsprozess? Wa-
rum sollte unsere Existenz im Nichts enden? Wir 
sind nun mal auf der Welt – vielleicht sterben wir 
in ein Nichts hinein, aber vielleicht auch in eine 
letzte Wirklichkeit, in die Realdimension Unend-
lichkeit, jenseits von Raum und Zeit, die Ewigkeit. 
Ich bin froh, dass ich das in vernünftigem Ver-
trauen annehmen kann. Doch selbst wenn ich 
falsch läge, hätte ich vielleicht sinnvoller gelebt als 
einer, der sagt: Ich weiß nicht, woher ich komme 
und wohin ich gehe, im Grunde ist alles absurd.

Das Gespräch führten 
THOMAS ASSHEUER und EVELYN FINGER

Wagt endlich
Reformen!
Sonst schaff t die katholische Kirche sich selbst ab. Ihr
prominentester Kritiker Hans Küng sagt, was jetzt nottut: 
Weg mit Klerikalismus und seichtem Traditionschristentum 

Hans KüngHans Küng
ist der treueste Dissident der katholischen Kirche. Der 
gebürtige Schweizer, 83, befeuerte durch Bücher wie 
»Unfehlbar?« oder »Existiert Gott?« stets neue Debatten. 
Mit 30 wurde er Professor für Fundamentaltheologie in 
Tübingen. Küng streitet für ein Weltethos und gründete 
die gleichnamige Stiftung (www.weltethos.org). Sein neues 
Buch »Ist die Kirche noch zu retten?« (Piper Verlag) 
bilanziert die Kirchenkrise und benennt nötige Reformen
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» 
Die Zeiten eines
kirchlichen Monopols 
auf Wahrheit sind
vorbei. Man setzt den 
Glauben nicht mit 
Macht durch. Bürger 
sind auch in Sachen 
Religion mündig «


